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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

In der Herbstsession 2020 Uberwies der Standerat stillschweigend ein Postulat seiner
Rechtskommission zur Einfuhrung der Redlichkeitskultur im Schweizer Recht.
Darunter wird der Ansatz verstanden, dass bei einem Vorfall - typischerweise einem
Unfall oder Beinahe-Unfall in der Luftfahrt - nicht die Einzelpersonen fur die Fehler
bestraft, sondern die Schwachstellen in der Organisation aufgedeckt werden sollen, die
kumulativ zum Ereignis gefilhrt haben. Mit der Uberweisung des Postulats erhielt der
Bundesrat den Auftrag, zu prufen, wie dieses generelle Prinzip in
hochsicherheitsrelevanten Bereichen wie der Luftfahrt oder dem Gesundheitswesen
verankert werden kénnte. Die Kommission hatte das Postulat eingereicht, weil sie das
Anliegen einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.lv. 19.478)
fUr unterstitzungswurdig hielt, die mit der Initiative angestrebte Umsetzung jedoch als
problematisch erachtete. Gemass geltender Rechtsprechung kénne eine Person, die
sich mit einer Fehlermeldung selbst belaste, auf dieser Grundlage strafrechtlich
verfolgt werden, erklarte Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) den Stein des
Anstosses. Als Losung hatte die parlamentarische Initiative vorgesehen, unter
bestimmten Umstéanden auf die Strafverfolgung zu verzichten. Dies liefe in der Ansicht
der Kommission aber den Interessen der Strafverfolgung, insbesondere der
Rechtsgleichheit und dem Anspruch der Opfer auf Durchsetzung des Strafrechts sowie
auf Schadenersatz, zuwider. Mit dem Postulat soll nun aufgezeigt werden, wie die
Redlichkeitskultur verankert werden kénnte, ohne mit dem Strafrecht in Konflikt zu
kommen. '

Aussere Sicherheit

Der Standerat befasste sich in der Wintersession 2019 als Erstrat mit dem
Bundesbeschluss tber die Genehmigung und die Umsetzung des Ubereinkommens des
Europarats zur VerhUtung des Terrorismus mit dem dazugehdrigen Zusatzprotokoll
sowie Uber die Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus
und organisierte Kriminalitit. Das Ubereinkommen verbietet einerseits Dschihad-
Reisen sowie die Rekrutierung und Ausbildung von Terroristinnen und Terroristen und
strebt andererseits Verbesserungen in der internationalen Zusammenarbeit in den
Bereichen Rechtshilfe und Auslieferung an. Die Umsetzung dieser Bestimmungen macht
eine Anpassung des schweizerischen Strafrechts und weiterer Gesetze notwendig. Die
Kantonskammer trat oppositionslos auf das Geschaft ein, gab sodann aber mit 33 zu 12
Stimmen einem Einzelantrag Rieder (cvp, VS) auf Riickweisung des Geschéafts an die
Kommission statt. Damit wurde die SiK-SR beauftragt, das Geschéaft unter Einbezug
eines Mitberichts der RK-SR erneut zu beraten. Da das Geschéft mit dem Ziel der
Terrorismusbekédmpfung zwar unbestritten die Sicherheitspolitik, mit der Umsetzung im
Strafrecht aber auch die traditionelle Doméne der Rechtskommission betreffe, handle
es sich um eine «Schnittstellenproblematik» zwischen den beiden Kommissionen,
waren sich sowohl SiK-Berichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) als auch Antragssteller
und RK-Mitglied Rieder einig. Die sténderatliche Rechtskommission solle die
strafrechtlichen Massnahmen unter dem Aspekt des Rechtsschutzes, u.a. des
Grundrechts- und des Menschenrechtsschutzes, der Bdirgerinnen und Burger
beurteilen, und so das Gesamtbild der Vorlage erganzen. Stein des Anstosses war die
Kritik des Anwaltsverbands gewesen, dass mit der angedachten Dynamisierung der
Rechtshilfe die Staatsanwaéltinnen und -anwalte klnftig vorzeitig und ohne richterliche
Uberprifung Informationen an auslédndische Ermittlungsbehérden weitergeben diirften,
und zwar nicht nur bei Terrorismus, sondern auch bei anderen Straftaten, die
Rechtshilfe erlauben. ?
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Nachdem beide Rate den Bundesbeschluss Uber die Genehmigung und Umsetzung des
Europarats-Ubereinkommens zur Terrorismusverhiitung und des dazugehérigen
Zusatzprotokolls sowie Uber die Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums
gegen Terrorismus und organisierte Kriminalitat einmal beraten hatten, wies die
Vorlage noch zwei inhaltliche Differenzen auf. Die erste betraf die explizite Ausnahme
der Tatigkeit humanitérer Organisationen aus dem Straftatbestand der organisierten
Kriminalitat, die zweite die Voraussetzungen flr die dynamische Rechtshilfe.

Der Standerat behielt in der Herbstsession 2020 zunéachst beide Differenzen bei, wobei
er dem Nationalrat in der Frage der Ausnahme fur humanitare Organisationen ein Stlck
weit entgegenkam. Die Ratsmehrheit gewichtete die Gefahr der Kriminalisierung von
humanitaren Aktionen hoher als jene, dass die Unterstitzung einer kriminellen oder
terroristischen Organisation als humanitare Hilfe getarnt werden kénnte und folgte mit
23 zu 17 Stimmen bei einer Enthaltung einer Minderheit Juillard (cvp, JU), die das
Anliegen des Nationalrats aufnahm, aber neu formulierte und das IKRK nicht mehr
explizit nannte. Die vorzeitige Ubermittlung von Informationen und Beweismitteln an
auslédndische Ermittlungsbehdrden (sogenannte dynamische Rechtshilfe) wollte die
Standekammer im Gegensatz zum Nationalrat aber nicht generell, wenn die
auslandischen Ermittlungen sonst unverhaltnismassig erschwert wirden, sondern nur
zur Abwendung schwerer und unmittelbarer Gefahr fir Leib und Leben sowie nur nach
schriftlicher Verpflichtung der auslandischen Behdrden, sich an die Einschrankungen
zur Verwendung der Ubermittelten Informationen zu halten, erlauben. Damit liess der
Sténderat seine Kommissionsmehrheit mit 23 zu 19 Stimmen und einer Enthaltung auch
hier im Regen stehen und hielt an seinem letzten Beschluss fest, wie es eine Minderheit
Zopfi (gp, GL) beantragt hatte.

Der Nationalrat konnte mit der Version des Stéanderates indes wenig anfangen und
entschied mit 111 zu 75 Stimmen bei 9 Enthaltungen, an seiner Ausnahmenorm flr
humanitéare Organisationen, die das IKRK beispielhaft erwahnt, festzuhalten.
Bundesratin Karin Keller-Sutter hatte sich abermals flr die ganzliche Streichung der
Bestimmung ausgesprochen und gewarnt, die explizite Ausnahme humanitérer
Organisationen kénnte ungewollt zur Straflosigkeit fuhren - etwa wenn ein Fahrer einer
humanitéren Organisation nicht nur Personen transportiere, sondern auch Waffen fur
eine Konfliktpartei schmuggle -, blieb damit jedoch Ruferin in der Wuste. Allerdings
bewegte sich die grosse Kammer bei der zweiten Differenz etwas auf ihre
Schwesterkammer zu, indem sie die dynamische Rechtshilfe auf Féalle von organisierter
Kriminalitdt oder Terrorismus beschrankte. Die darlber hinausgehenden
Einschrankungen des Stéanderates waren indes gar nicht zur Diskussion gestanden; der
Kompromissvorschlag der Kommissionsmehrheit setzte sich mit 140 zu 55 Stimmen
gegen eine Minderheit Addor (svp, VS) durch, die beim Entwurf des Bundesrats bleiben
wollte. Justizministerin Keller-Sutter erklarte ihre Unterstutzung fir die Mehrheit «im
Sinne der Differenzbereinigung», bedauerte aber, dass die dynamische Rechtshilfe
damit in wichtigen Kriminalitatsfeldern wie Drogenhandel, Geldwéascherei und bei
Sexualdelikten ausgeschlossen sei.

Da sich die beiden Rate nun in beiden Streitpunkten einen Schritt ndher gekommen
waren, unterstutzte die SiK-SR die vorliegende «Einigungsversion», wie
Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) erklarte. Sie beantragte ihrem Rat, beide
Differenzen auszurdumen, was dieser dann auch stillschweigend tat. In den
Schlussabstimmungen wurde der Bundesbeschluss vom Nationalrat mit 128 zu 34
Stimmen bei 34 Enthaltungen und vom Standerat mit 37 zu 5 Stimmen bei 2
Enthaltungen angenommen. Die Fraktionen der SP und der Grlnen vertraten damit
auch hier konsequent ihren bereits in der Eintretensdebatte gedusserten Standpunkt,
fur die Einfuhrung des Gesinnungsstrafrechts, die ihrer Ansicht nach mit dem Verbot
des Anwerbens, Ausbildens und Reisens im Hinblick auf eine terroristische Straftat
erfolge, nicht Hand zu bieten. *
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Strafrecht

Opfer hauslicher Gewalt sollen kilinftig besser geschitzt werden. Beide Kammern
beauftragten den Bundesrat mittels Uberweisung einer Motion Keller-Sutter (fdp, SG)
mit einer Anpassung des Strafgesetzbuches, wonach vor der definitiven Einstellung
eines Strafverfahrens durch die Staatsanwaltschaft das Opfer nochmals anzuhéren ist. *

In Erfullung der als Prifauftrag Gberwiesenen Motion Heim (sp, SO) verdffentlichte der
Bundesrat im Januar 2015 einen Bericht zur Eindammung der hauslichen Gewalt. Darin
wurden verschiedene Massnahmen gepruft, welche den Schutz fir Opfer von Gewalt
verbessern sollen. Nach aktueller Gesetzgebung kénnen Opfer einfacher
Kérperverletzung, wiederholter Tatlichkeiten sowie von Drohung oder Noétigung die
Sistierung und Einstellung des Strafverfahrens beantragen. Wenn dies freiwillig
geschieht, mussen die Behdrden dem Antrag stattgeben. Opfer héuslicher Gewalt falle
es schwer, den beschuldigten Partner oder die beschuldigte Partnerin strafrechtlich
verfolgen und verurteilen zu lassen. Diese Vermutung wird durch die hohe
Einstellungsquote von Strafverfahren, welche je nach Kanton zwischen 53 und 92
Prozent variiert, gestitzt. Um diese beunruhigenden Zahlen kiinftig senken zu kénnen,
solle der Strafverfolgungsbehdrde ein grosserer Ermessensspielraum zugesprochen
werden, so der Vorschlag des Bundesrats. Das Opfer wirde zwar noch immer angehort,
die Verantwortung uber die Sistierung, Einstellung oder Weiterfihrung des
Strafverfahrens lage jedoch kinftig bei den Behdrden. Ist die beschuldigte Person
wegen eines Delikts der hauslichen Gewalt vorbestraft, soll eine Sistierung des
Strafverfahrens in Zukunft zudem nicht mehr méglich sein.

Dazu seien einige Anpassungen im StGB ndétig, welche zusammen mit der Umsetzung
der Motion Keller-Sutter (fdp, SG; Mo. 12.4025) vorgenommen werden sollen. Weitere
Massnahmen wie hohere Strafdrohungen bei bestimmten Gewaltdelikten oder eine
Beschréankung des nachtlichen Alkoholverkaufes im Detailhandel seien zudem im
Rahmen der Harmonisierung der Strafrahmen bzw. der Revision des Alkoholgesetzes
denkbar.

Motionarin und Nationalrdtin Bea Heim hatte urspringlich vorgeschlagen, dass eine
Einstellung des Strafverfahrens nur dann moglich sein soll, wenn der Tater ein
«Lernprogramm gegen Gewalt» besucht. Dadurch kénne eine Deeskalation bewirkt
werden und es bestehe die «Chance, dass die Familie in Frieden wieder
zusammenfinden kann», argumentierte sie im Gesprach mit der NZZ. Auf eine solche
Pflicht verzichtete der Bundesrat in seinem Vorschlag mit dem Argument, dass viele
Gewalttater trotz Besuch eines solchen Trainings rtckféallig wirden. °

Nach dem Nationalrat nahm im Herbst 2016 auch der Standerat eine Motion der RK-NR
fir einheitliche Bestimmungen zum Strafvollzug bei gefdhrlichen Tatern an. Die
Minderheit der vorberatenden RK-SR, bestehend aus Daniel Jositsch (sp, ZH), Robert
Cramer (gp, GE) und Thomas Minder (parteilos, SH) konnte - mit Hilfe eines flammenden
Pladoyers von Karin Keller-Sutter (fdp, SG) - eine Ratsmehrheit von 28 zu 14 Stimmen
davon Uberzeugen, dass mit der Uberweisung dieses Vorstosses ein Beitrag an die
offentliche Sicherheit geleistet werden kann. Damit ist der Bund beauftragt, Kriterien
und Mindeststandards fir den Umgang mit gefahrlichen Tatern festzulegen. ¢

Die Einfilihrung einer Kronzeugenregelung im Schweizer Strafrecht war das Ziel einer
Motion Janiak (sp, BL), mit welcher sich der Stdnderat im Dezember 2016 befasste.
Janiak war mit dem Vorstoss dem von der Bundesanwaltschaft in ihrem
Tatigkeitsbericht 2015 gedusserten Wunsch nachgekommen, der Gesetzgeber moge
sich mit der Idee einer Kronzeugenregelung fur die Schweiz auseinandersetzen. Das
Schweizer Strafgesetzbuch kennt heute flur den Straftatbestand der kriminellen
Organisation die sogenannte kleine Kronzeugenregelung. Dies bedeutet, dass das
Gericht Mitgliedern krimineller Organisationen fur ihre Kooperation mit den
Strafverfolgungsbehdrden eine Strafmilderung nach freiem Ermessen zusprechen kann.
Fur Personen, die durch ihre Mitwirkung in einem Strafverfahren gefahrdet sind, sind
ausserdem Zeugenschutzprogramme im Sinne des Bundesgesetzes Uber den
ausserprozessualen Zeugenschutz vorgesehen. Die bestehenden Instrumente der
Strafverfolgung reichten nach Ansicht des Motionérs fur die wirksame Bekampfung von
mafiésen und terroristischen Organisationen aber nicht aus, was sich zuletzt auch bei
den Thurgauer Mafia-Fallen gezeigt habe. Darliber hinaus sei der Dienst UPF auch mit
dem revidierten BUPF nur sehr eingeschrankt in der Lage, die Kommunikation von
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kriminellen  Organisationen zu Uberwachen, da sich diese verschlisselter
Kommunikationsmittel bedienten, die so sicher seien, dass selbst der Anbieter die
Ubermittelten Informationen nicht entschlisseln kénne. Der Kronzeuge habe als Insider
jedoch das notwendige Wissen, um solche intransparenten Strukturen aufzubrechen,
und sei daher ein unabdingbares Mittel zur Bekampfung krimineller und terroristischer
Organisationen, argumentierte der Motionér. Sein Parteikollege Daniel Jositsch (sp, ZH)
betonte hingegen die Fehleranfalligkeit von Kronzeugenaussagen und &usserte
rechtsstaatliche Bedenken. In der offenen Formulierung der Motion - sie schlagt keine
konkreten Massnahmen vor - sah die Stdndekammer jedoch auch eine Chance, die
Vorteile und Probleme einer solchen Regelung eingehend zu diskutieren. Aus diesem
Grund nahm sie die Motion entgegen der bundesratlichen Empfehlung mit 23 zu 11
Stimmen bei 4 Enthaltungen an.’

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Standerat Daniel Jositsch (sp, ZH)
Mindeststrafen bei sexuellen Handlungen gegeniiber Kindern unter 16 Jahren
einfuhren, um diese Straftaten harter zu bestrafen. Zusatzlich sollten die einschlagigen
Strafdrohungen zwischen Taten gegenuber Jugendlichen unter 16 Jahren und Kindern
unter 12 Jahren differenzieren. Die RK-SR gab der parlamentarischen Initiative im
August 2016 mit 7 zu 5 Stimmen Folge. Die nationalratliche Schwesterkommission tat es
ihr im April 2017 gleich und hiess die Initiative mit 16 zu 6 Stimmen ebenfalls gut. ®

Den Antrag einer Minderheit der RK-NR - im Rahmen der Umsetzung einer
parlamentarischen |Initiative Lang (al, ZG) - Art. 293 StGB betreffend die
Veroffentlichung amtlicher geheimer Verhandlungen zu streichen, unterstitzte im
Nationalrat in der Frihjahrssession 2017 einzig die SP-Fraktion. Die SP-Vertreterinnen
und -Vertreter hatten argumentiert, dass eine Streichung des Artikels die
Medienfreiheit stéarken wirde. Alle anderen Fraktionen - und damit eine klare
Ratsmehrheit - stellten sich hinter den Vorschlag der Kommissionsmehrheit, den
Artikel bloss abzuédndern und ihn EGMR-konform zu gestalten. Auch Bundesratin
Simonetta Sommaruga sprach sich inzwischen fir den Vorschlag der
Kommissionsmehrheit aus, nachdem der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom
September 2019 noch keine klare Position bezogen hatte. In der Gesamtabstimmung
nahm der Nationalrat die Vorlage einstimmig bei einer Enthaltung an.

Kontroverser diskutiert wurde das Geschéaft in der Sommersession im Standerat. Ein
Antrag der Minderheit um Standerat Jositsch (sp, ZH) zur Streichung des Artikels blieb
aber ebenso erfolglos (abgelehnt mit 29 zu 15 Stimmen) wie der Versuch vonseiten SVP
und FDP, die Vorlage in der Gesamtabstimmung noch zu kippen (angenommen mit 32
zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung).

In den Schlussabstimmungen verabschiedeten der Nationalrat einstimmig und der
Standerat mit 34 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen den angepassten Art. 293 StGB. *

In der Herbstsession 2017 beriet der Standerat als Erstrat die Umsetzung der
Padophilen-Initiative. Schon in der Eintretensdebatte wurde verschiedentlich betont,
wie schwierig es sei, den Artikel 123c BV umzusetzen. Standerat Jositsch (sp, ZH) sprach
gar von der ,Quadratur des Kreises® und beantragte Nichteintreten. Mit einer
Umsetzung .light", also dem Versuch, den Konflikt mit den rechtsstaatlichen Prinzipien
und den Grundrechten so klein wie moglich zu halten, sende man ein geféhrliches
Signal an die Stimmbevdlkerung: Man kénne jede Initiative, so radikal ihre Forderung
auch sei, bedenkenlos annehmen, um damit ein Zeichen zu setzen - das Parlament
wirde das mit der Umsetzung dann schon regeln. Um diesem Argument Nachdruck zu
verleihen, nannte er das Beispiel der Volksinitiative zur Wiedereinfuhrung der
Todesstrafe: ,Wenn irgendwelche grauenhaften Taten passieren, werden die Leute bei
einer solchen Initiative Ja stimmen, weil sie sagen, man werde ja nicht gerade eine
Guillotine auf dem Bundesplatz aufstellen, nur weil sie der Initiative zugestimmt hatten
[...1." Dieser Entwicklung misse Einhalt geboten werden. Die Padophilen-Initiative
kdénne nicht umgesetzt werden, ohne hdherrangiges Recht zu verletzen, weshalb man
auf die Umsetzung besser ganz verzichten und nicht auf die Vorlage eintreten solle.
Auch Andrea Caroni (fdp, AR) zeigte Verstédndnis flr das Dilemma seines Kollegen und
legte dar, dass es unmoglich sei, die Initiative wortgetreu umzusetzen und dabei die
Verhaltnisméssigkeit zu wahren - genauso unmaéglich sei es aber, die Initiative ,light™
umzusetzen und dabei die Glaubwdirdigkeit vor der Stimmbevoélkerung zu wahren.
Dennoch sei es Aufgabe des Parlamentes, den Verfassungsartikel auf generell-abstrakte
Weise zu konkretisieren und offenstehende Fragen zu beantworten. Es sei
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staatspolitisch nicht vertretbar, diese .heisse Kartoffel® einfach an die Gerichte
weiterzureichen. Den besten Ausweg sah Caroni darin, den Verfassungsartikel mit
einem ,Minimum an Verhaltnismassigkeit® umzusetzen. Von der Debatte um die
Verhaltnismassigkeit nichts wissen wollte hingegen SVP-Fraktionsangehoriger Thomas
Minder (parteilos, SH). ,Man kénnte meinen, die Verhéaltnisméssigkeit [...] stehe Uber
allen anderen Normen der Verfassung®, kritisierte er und fligte an, indem das Volk die
Padophilen-Initiative ~ angenommen  habe, habe es den entsprechenden
Verfassungsartikel eben als verhaltnismassig beurteilt. Einige Parlamentarier schdben
das Verhéltnismassigkeitsprinzip vor, um ,politisch Unliebsames zu bekampfen®,
wodurch die Verhaltnismassigkeit ad absurdum gefuhrt werde. Bundesratin Simonetta
Sommaruga hielt dem entgegen, dass die Verhéltnismassigkeit geméss Artikel 5 BV ein
Grundsatz rechtsstaatlichen Handelns sei, der bei jedem staatlichen Handeln beachtet
werden musse und dem daher zu Recht eine gewisse Prioritat eingeraumt werde. Mit 35
zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung trat die Standekammer schliesslich auf die Vorlage
ein.

Die anschliessende Detailberatung verlief im Allgemeinen weniger kontrovers als es die
mit Leidenschaft geflhrte Eintretensdebatte hatte vermuten lassen. Auf keinen
Widerstand stiessen so etwa die Antrédge der vorberatenden RK-SR, einerseits
Antragsdelikte und Ubertretungen - es handelt sich im konkreten Fall um
Exhibitionismus, sexuelle Belastigung und Pornografie zum Eigenkonsum - aus der Liste
der Anlasstaten fir ein zwingendes lebenslanges Tatigkeitsverbot zu streichen, und
andererseits nur zwischen zwei anstatt drei Typen von Tatigkeitsverboten zu
unterscheiden. Erstens solle ein lebenslanges Tatigkeitsverbot stets von Amtes wegen
und nicht auf Antrag verhangt werden und zweitens sei es nicht notwendig, fir den
direkten Kontakt mit Patienten im Gesundheitsbereich und den sonstigen Kontakt mit
besonders schutzbedurftigen Erwachsenen verschiedene Tatigkeitsverbote vorzusehen,
da sich diese Bereiche ohnehin oft Uberschnitten. Es soll hingegen je ein separates
Tatigkeitsverbot fur den Kontakt mit Minderjahrigen und mit Erwachsenen geben,
abhangig davon, ob die Anlasstat an einer minderjahrigen oder an einer volljahrigen
Person begangen worden ist. Ebenfalls unbestritten war das Einfligen einer expliziten
Spezialausnahme fur Falle der einvernehmlichen Jugendliebe, um deutlich zu machen,
dass in diesen Fallen von der Anordnung eines Tatigkeitsverbotes abgesehen werden
muss.

Hauptstreitpunkte waren die Definition des Begriffs ,Kinder™, der Anwendungsbereich
der Ausnahmebestimmung, die Moglichkeit zur Uberpriifung eines angeordneten
Tatigkeitsverbotes sowie die Kompetenzen der Staatsanwaltschaft. Bei der Definition
des Begriffs ,Kinder" ging es um die Frage, ob alle an Minderjahrigen begangenen
Anlasstaten - so der Vorschlag des Bundesrates - oder nur solche, die an unter 16-
Jéhrigen begangen worden sind - wie von der Kommission beantragt -, automatisch zu
einem Téatigkeitsverbot flhren sollen. Mit deutlicher Mehrheit (38 zu 4 Stimmen) setzte
sich der Antrag der Kommission gegen jenen des Bundesrates durch, weil dieser der
Verhéaltnismassigkeit eher Rechnung trage und die viel diskutierten Félle von
Jugendliebe von vornherein wenigstens teilweise entschéarfe. Knapper fiel die
Entscheidung in der Frage aus, wie weit der richterliche Ermessensspielraum bei der
Anwendung der Ausnahmebestimmung sein soll. Wahrend der Bundesrat Ausnahmen
nur in ,besonders leichten Féallen® vorgesehen hatte und darin von der
Kommissionsminderheit unterstitzt wurde, wollte die Kommissionsmehrheit den
Verzicht auf ein Téatigkeitsverbot bereits in ,leichten Féallen™ ermdglichen. Nachdem
Bundesratin Sommaruga konstatiert hatte, die Differenz zwischen Mehrheits- und
Minderheitsantrag sei .nicht wahnsinnig gross®, folgte der Standerat mit 22 zu 19
Stimmen bei einer Enthaltung dem Antrag seiner Kommissionsminderheit.

Mit harteren Bandagen gekampft wurde um die vom Bundesrat vorgesehene
Méglichkeit, ein lebenslangliches Tatigkeitsverbot unter bestimmten Bedingungen nach
10 Jahren zu dUberprifen und gegebenenfalls aufzuheben. Nach Ansicht der
Kommissionsmehrheit entferne sich die Umsetzungsgesetzgebung damit zu weit vom
Inhalt der Initiative. Die Verhéltnismassigkeit werde durch die Ausnahmebestimmung
sowie durch die Einschrankung der Anlasstaten ausreichend gewahrleistet, erlauterte
Kommissionssprecher Fabio Abate (fdp, Tl) den Mehrheitsantrag, welcher keine
Aufhebungsmaglichkeit fur lebenslangliche Tatigkeitsverbote vorsah. Der Bundesrat und
die Kommissionsminderheit argumentierten hingegen, das Tatigkeitsverbot sei nicht
Teil der strafrechtlichen Sanktion, sondern eine zuséatzliche Massnahme, um zukunftige
Taten zu vermeiden - &hnlich der lebensléanglichen Verwahrung. Es sei daher auch hier
geboten, die strafrechtliche Maxime zu befolgen, eine Massnahme nur so lange
aufrechtzuerhalten, als sie zur Sicherstellung ihres Zweckes notwendig sei, weshalb es
eine Uberpriifungsméglichkeit geben misse. Die klare Mehrheit der Stindekammer liess
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sich von diesem Einwand jedoch nicht Uberzeugen und stimmte mit 28 zu 14 Stimmen
bei einer Enthaltung fir den Antrag der Kommissionsmehrheit.

Zum Schluss drehte sich die Diskussion um die Kompetenzen der Staatsanwaltschaft im
Strafbefehlsverfahren. Wahrend unbestritten war, dass ein Tatigkeitsverbot nur durch
ein Gericht ausgesprochen werden kann, blieb die Frage offen, ob der Verzicht auf die
Verhéngung eines Tatigkeitsverbotes ebenfalls nur in einem Gerichtsverfahren oder
auch im Strafbefehlsverfahren durch die Staatsanwaltschaft erfolgen kénnen soll. Die
Kommissionmehrheit wollte in der Strafprozessordnung ausdrucklich festschreiben,
dass die Hartefallklausel nur von einem Gericht angewandt werden kann - und bei
dieser Gelegenheit dieselbe Regelung auch flur die Hartefallklausel in der
Umsetzungsgesetzgebung zur Ausschaffungsinitiative festmachen. Die
Kommissionsminderheit kritisierte den fehlenden sachlichen Bezug und Bundesratin
Sommaruga wies darauf hin, dass Strafbefehle nur in einfachen und klaren Féllen
erlassen werden dlrfen - Voraussetzungen, die bei Fragen, ob auf die Anordnung eines
Tatigkeitsverbotes oder eines Landesverweises verzichtet werden kann, eher nicht
gegeben seien. Falls die Staatsanwaltschaft doch in einem sehr klaren Fall,
beispielsweise bei Jugendliebe, von der Verhangung eines Tatigkeitsverbotes absehe,
sollte das hingegen unproblematisch sein. Im Gegenteil ware eine Uberweisung an ein
Gericht in solchen Féllen unverhéltnismassig aufwandig und kostspielig. Der Sténderat
folgte sodann mit 23 zu 17 Stimmen bei zwei Enthaltungen der Minderheit und dem
Bundesrat und verzichtete auf diese Anpassung der Strafprozessordnung.

In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 26 zu 12 Stimmen
bei vier Enthaltungen an. Die Gegenstimmen stammten hauptséachlich aus dem links-
grinen Lager, aber auch von Vertretern der SVP-Fraktion.

Indem eine Landesverweisung in jedem Fall von einem Strafgericht ausgesprochen
werden musse, bei der Anwendung der Hartefallklausel jedoch teilweise das
Strafbefehlsverfahren angewandt werde, béten die Bestimmungen Uber die
strafrechtliche Landesverweisung einen verfahrensékonomischen Anreiz, die
Hértefallklausel anzuwenden und auf einen Landesverweis zu verzichten. So begrindete
Stéanderat Philipp Mller (fdp, AG) seine Motion, mit der er den Bundesrat beauftragen
wollte, die entsprechenden Bestimmungen anzupassen, um den konsequenten Vollzug
von Landesverweisungen sicherzustellen. Der Bundesrat begrisste die offene
Formulierung des Vorstosses und erklarte sich bereit, kinftig als sich notwendig
erweisende Anpassungen vorzunehmen, sollte sich abzeichnen, dass der Wille des
Gesetzgebers in der Praxis nicht umgesetzt werde. Der Standerat lehnte in der
Herbstsession 2018 zuerst einen Ordnungsantrag Jositsch (sp, ZH) ab, der die Motion
der Kommission zur Vorberatung zuweisen wollte, damit diese die Forderung im
Zusammenhang mit der Revision der Strafprozessordnung beraten kénnte. Die
Ratsmehrheit sah eine solche Vorgehensweise nicht als zweckmassig an und wollte sich
direkt zum Anliegen der Motion dussern, die schliesslich oppositionslos angenommen
wurde. ™

Nachdem die RK-SR Vertretungen der Kantone, der Strafverfolgungsbehdrden, der
Richterinnen und Richter, der Anwaltinnen und Anwalte, der Polizeibeamtenschaft
sowie  Strafrechtsexpertinnen und  -experten zum  StGB-Revisionsprojekt
«Harmonisierung der Strafrahmen>» angehort hatte, beflirwortete sie grundséatzlich den
Handlungsbedarf. Aufgrund der in den Anhoérungen verbreitet gedusserten Kritik
entschied sich die Kommission jedoch daflr, die Vorberatung der Vorlage zunéachst
einer Subkommission anzuvertrauen. Diese soll sich insbesondere auch mit den
zahlreichen héngigen parlamentarischen Initiativen und Vorstdssen zum Umgang mit
Delikten gegen die sexuelle Integritat sowie zur Gewalt und Drohung gegen Behdrden
und Beamte beschaftigen, deren Umsetzung die Kommission in die Harmonisierung der
Strafrahmen integrieren modchte. Wie die NZZ berichtete, gehorten dieser
Subkommission die drei Juristen Daniel Jositsch (sp, ZH), Andrea Caroni (fdp, AR) und
Beat Rieder (cvp, VS) an. Sie muissten die Vorlage neu aufgleisen, denn in den
Anhérungen der Kommission habe sich gezeigt, dass der vorliegende Entwurf ein
«Rohrkrepierer» sei. Die Hauptkritikpunkte waren geméass der NZZ, dass die Erhéhung
der Mindeststrafen erstens nicht die besonders brutalen oder rucksichtslosen
Taterinnen und Tater treffe, die in der Offentlichkeit fiir Empdrung sorgten, sondern
jene, deren Verschulden am geringsten sei. Zweitens fihre die Erhohung der
Mindeststrafen zu ungerechten Ergebnissen, da der richterliche Handlungsspielraum
bei besonders leichten Fallen eingeschréankt werde. Drittens hange die Glaubwdrdigkeit
der Justiz weniger von der Hohe der Mindeststrafen als vielmehr vom Prozessrecht ab,
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das festlege, wie schnell auf eine Tat reagiert und die Taterschaft zur Rechenschaft
gezogen werden konne. Schliesslich sei die Revision nicht kohérent, da die Kriterien,
nach denen die Mindeststrafen der einzelnen Delikte neu definiert wirden, nicht
ersichtlich seien. ?

Gleichzeitig mit den Standesinitiativen 14.301 und 14.311 verlangerte der Standerat in
der Sommersession 2019 stillschweigend die Behandlungsfrist fur die parlamentarische
Initiative Jositsch (sp, ZH) fur Mindeststrafen bei sexuellen Handlungen gegeniiber
Kindern unter 16 Jahren. Die geforderten Anpassungen am Besonderen Teil des
Strafgesetzbuches sollen im Rahmen der hangigen Vorlage zur
Strafrahmenharmonisierung geprift werden. ™

In der Sommersession 2020 befasste sich der Standerat als Erstrat mit der Revision des
Besonderen Teils des Strafgesetzbuches, deren Ziel die Harmonisierung der
Strafrahmen ist. Wie der Kommissionsberichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) dem
Ratsplenum erlauterte, habe sich die vorberatende RK-SR bei der Diskussion der
Strafrahmen an zwei Leitfragen orientiert: Erstens, absolut betrachtet, entspricht ein
Strafrahmen nach heutigem Empfinden wertméssig dem Verschulden? Und zweitens,
relativ betrachtet, passt ein Strafrahmen wertmaéssig in das System vergleichbarer
Strafen hinein¢ Die thematischen Schwerpunkte verortete Jositsch zum einen im
Bereich Gewalt und Drohung gegeniber Beamten und Behdrden, zu dem in der
jungeren Vergangenheit sehr viele Vorstdsse eingegangen waren, sowie zum anderen
bei den Delikten gegen Leib und Leben, wo generell «eine moderate Anhebung der
Strafen» vorgesehen sei. Damit werde korrigiert, dass der Gesetzgeber bei der
Ausgestaltung des Strafgesetzbuchs in den 1940er-Jahren den Schutz des Vermogens
im Vergleich zum Schutz von Leib und Leben «relativ stark gewichtet» habe. Diese
Werthaltung, die neu ausgelotet werden musse, veranschaulichte er mit dem Beispiel,
dass auf einfachen Diebstahl heute eine Maximalstrafe von funf Jahren stehe, wéhrend
eine fahrlassige Totung mit maximal drei Jahren bestraft werde. Bundesratin Karin
Keller-Sutter betonte, es sei wichtig, dass sich die Bevdlkerung mit einem Urteil
identifizieren kénne: «Nur unter dieser Voraussetzung kann der Rechtsstaat auch seine
Glaubwdirdigkeit und seine Akzeptanz behalten.» Die &ffentliche Debatte sei aber oft
vom Eindruck einzelner Vorkommnisse gepréagt, die die Forderung nach Mindeststrafen
befeuerten. Solche habe der Bundesrat allerdings nur «sehr selektiv» vorgesehen, weil
der Strafrahmen nicht nur den denkbar schwersten, sondern immer auch den denkbar
leichtesten Fall abdecken musse.

Uber weite Strecken war die umfangreiche Vorlage im Standerat unbestritten. Bis auf
drei Punkte, die sie vertiefter diskutierte, folgte die Standekammer Uberall
stillschweigend den Antragen ihrer Kommission. Als wichtigste dieser diskussionslosen
Neuerungen hervorzuheben sind die Anhebung der Mindeststrafe fir schwere
Kérperverletzung von bisher sechs Monaten auf ein Jahr sowie die Vereinheitlichung
der Mindeststrafe fur alle gewerbsmassig begangenen Vermogensdelikte auf sechs
Monate. Die Bestimmungen des Sexualstrafrechts klammerte der Stdnderat in der
Debatte aus, weil diese nach dem Willen seiner Kommission und des Bundesrates in
einem separaten Entwurf, der zuerst noch in die Vernehmlassung gegeben wird,
behandelt werden sollen.

Die erste der drei umstrittenen Anderungen betraf mit Art. 42 StGB eine Bestimmung
aus dem Allgemeinen Teil, der eigentlich gar nicht Gegenstand des Geschafts war. Die
Kommissionsmehrheit habe diese Anpassung dennoch vorgenommen, um den
Forderungen nach schéarferen Strafen entgegenzukommen, ohne die Mindeststrafen zu
erhéhen, wie Jositsch erklarte. Sie schlug vor, den Artikel dahingehend abzuandern,
dass das Gericht bei einem Ersttater oder einer Ersttaterin nicht mehr «in der Regel»
eine bedingte Strafe aussprechen muss, sondern dass es dies «kann». Durch die etwas
offenere Formulierung wollte sie mehr Méglichkeiten fir unbedingte Strafen schaffen.
Eine Minderheit Vara (gp, NE) und der Bundesrat beantragten hingegen, beim geltenden
Recht zu bleiben. Die Anderung gefahrde die Rechtssicherheit, weil die vielen Gerichte
in der Schweiz die Kann-Bestimmung vielleicht unterschiedlich anwendeten, so deren
Argumentation. «Es kann nicht angehen, dass irgendwelche Grinde dazu flhren
kénnen, dass der bedingte Strafvollzug, selbst bei einer glinstigen Prognose, verweigert
werden kann», warnte Justizministerin Keller-Sutter vor unzulassiger Willkur.
Kommissionssprecher Jositsch wandte ein, dass es fur Taterinnen und Tater eben
gerade keine Sicherheit geben solle, dass man beim ersten Mal eine bedingte Strafe
erhalte. Die Ratsmehrheit liess sich davon Uberzeugen und folgte mit 26 zu 15 Stimmen
der Kommissionsmehrheit.
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Als zweites erorterte der Standerat die konzeptionelle Frage, ob eine Mindestgeldstrafe
automatisch auch eine Mindestfreiheitsstrafe bedeute - an einer konkreten Frage:
Wenn fur ein Delikt eine Geldstrafe nicht unter 30 Tagessatzen oder eine
Freiheitsstrafe vorgeschrieben ist, bedeutet dies dann, dass die Freiheitsstrafe auch
mindestens 30 Tage betragen muss¢ Die Kommissionsmehrheit bejahte diese Frage, die
in der juristischen Lehre bislang ungeklart geblieben war, und wollte dies im StGB nun
ausdrucklich festschreiben. Sie sah Geld- und Freiheitsstrafen als «weitestgehend
gleichwertig» an, wie es Andrea Caroni (fdp, AR) ausdriickte; dies zeige sich nicht
zuletzt auch darin, dass eine Geldstrafe von 30 Tagesséatzen bei Nichtbezahlung eins zu
eins in eine Freiheitsstrafe von 30 Tagen umgewandelt werde. Eine Minderheit Mazzone
(gp. GE) argumentierte dagegen, eine Freiheitsstrafe stelle einen grésseren Eingriff dar
als eine Geldstrafe, weshalb auf eine solche ausdrickliche Gleichsetzung im StGB
verzichtet werden sollte. Auch EJPD-Vorsteherin Keller-Sutter pladierte gegen die
vorgeschlagenen Erganzungen bei den betreffenden Artikeln, weil aus der Praxis hierzu
keine Unklarheiten moniert worden seien und die Anderung aus Sicht des Bundesrates
daher nicht notwendig sei. Etwas spitz bemerkte sie: «Es wurde gesagt, im Lehrbuch
Jositsch stehe, dass hier Klarungsbedarf bestehe. Herr Jositsch ist in der Minderheit
und sieht offensichtlich, entgegen seinem Lehrbuch, keinen so grossen
Klarungsbedarf.» Die Ratsmehrheit folgte mit 24 zu 16 Stimmen dennoch der
Kommissionsmehrheit.

Der dritte Streitpunkt betraf die Verscharfung der Strafnorm fir Gewalt und Drohung
gegen Behorden und Beamte (Art. 285 StGB). Die Kommissionsmehrheit unterstitzte
hier das Konzept des Bundesrates, der den Strafrahmen flir den Grundtatbestand
unverandert liess - d.h. keine Mindeststrafe, maximal drei Jahre Freiheitsstrafe -,
wahrend er Gewalttaten, die aus einem zusammengerotteten Haufen heraus begangen
werden, neu mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagesséatzen (bisher 30) oder
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren (wie bisher) bestrafen wollte. Nach dem
vorangegangenen Beschluss des Standerates Uber die wertméssige Gleichstellung von
Geld- und Freiheitsstrafen bedeutete dies, dass Gewalttaten im Kontext einer
Zusammenrottung mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessatzen oder einer
Freiheitsstrafe im Umfang von 120 Tagen belegt wiirden. Eine Minderheit Engler (cvp,
GR) wollte die Strafen indes dergestalt verschérfen, dass sie zwar keine Mindeststrafe
vorsah, Geldstrafe aber nur in leichten Féallen ausgesprochen werden durfte. Bei
Gewalttaten im Kontext einer Zusammenrottung wére eine Freiheitsstrafe zwingend.
Uneinigkeit herrschte in erster Linie dartber, welche Variante die schéarfere war, jene
mit der hohen Mindeststrafe oder jene mit der grundsatzlichen Freiheitsstrafe. Wie
Beat Rieder (cvp, VS) berichtete, war dies auch der einzige Punkt, in dem sich die
Subkommission, die das Geschaft fur die RK-SR vorberaten hatte, nicht einig geworden
war. Rieder setzte sich fur die Minderheit ein, weil es hier um Straftaterinnen und
-tater gehe, die «relativ renitent» seien und bei denen Geldstrafen «schlichtweg keine
Wirkung» erzielten. Wichtig sei die Signalwirkung der Freiheitsstrafe, sprich, dass
Hooligans «am Montag nach dem Samstagsmatch im Biro fehlen». Bundesréatin Keller-
Sutter zeigte Verstandnis flr die Streichung der Geldstrafe in schweren Féllen, gab aber
in Bezug auf die Signalwirkung zu bedenken, dass Freiheitsstrafen auch bedingt
ausgesprochen werden kénnen. Mit 23 zu 18 Stimmen betreffend den Grundtatbestand
und 25 zu 17 Stimmen bezlglich der Zusammenrottungen nahm der Standerat den
Minderheitsantrag Engler an.

In der Gesamtabstimmung opponierte die Grune Fraktion geschlossen, womit die
Kantonskammer das revidierte StGB mit 35 zu 5 Stimmen guthiess. Der zweite Entwurf
zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue Sanktionenrecht, mit dem vor allem
formelle Anderungen vorgenommen wurden, passierte die Gesamtabstimmung
unverandert mit 36 zu 6 Stimmen, wobei sich hier auch SP-Stéanderat Paul Rechsteiner
(sp, SG) zur Grinen Opposition gesellte. Stillschweigend schrieb die kleine Kammer
zudem die Vorstosse 06.3554, 09.3366, 08.3131, 10.3634 und 17.3265 ab. ™

Einstimmig hiess in der Herbstsession 2020 auch der Stéanderat die aus der StPO-
Revision ausgegliederten Bestimmungen zur Sicherheitshaft gut. Damit werde eine
Gesetzeslucke geschlossen, die der Schweiz bereits eine Verurteilung durch den EGMR
eingebracht habe, wie Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) dem Ratsplenum
erklarte. Das Problem sei, so Justizministerin Karin Keller-Sutter, dass zwischen dem
Ablauf einer freiheitsentziehenden Massnahme und dem Entscheid Uber deren
Verlangerung oder Ersatz eine gewisse Zeit verstreichen kénne, weil dazu ein Gutachten
eingeholt werden musse. Wenn von der betroffenen Person eine Gefahr fir Dritte
ausgehe, sei es tatsachlich oft noétig, die Person bis zum Entscheid in Gewahrsam zu
behalten, woflr die geltende StPO jedoch keine ausdrickliche gesetzliche Grundlage
biete. Die Kantone hatten den Bund gebeten, diese Licke moglichst rasch zu
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schliessen, weil sie im Nachgang des EGMR-Urteils beflrchteten, im schlimmsten Fall
eine geféhrliche Person in die Freiheit entlassen zu missen. In den
Schlussabstimmungen nahmen beide Rate die Anderung einstimmig an. ™

In der Herbstsession 2021 verlangerte der Stédnderat die Behandlungsfrist der
parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH) fir Mindeststrafen bei sexuellen
Handlungen gegeniiber Kindern unter 16 Jahren erneut um zwei Jahre. Das Anliegen
sei Gegenstand der laufenden Revision des Sexualstrafrechts; deren Abschluss soll
abgewartet werden, bevor mit der parlamentarischen Initiative weiter verfahren wird,
erklarte Beat Rieder (mitte, VS) als Sprecher der zustandigen RK-SR. ™

Die Revision der Strafprozessordnung zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit wurde
in der Wintersession 2021 vom Standerat als Zweitrat behandelt. Generell brachte die
Kantonskammer die Vorlage nach der «gewissen Kreativitat», die der Nationalrat laut
Bundesratin Karin Keller-Sutter an den Tag gelegt hatte, wieder zurtick auf die Linie des
Bundesrates. So strich der Standerat die von der Schwesterkammer neu eingefligten,
erweiterten Bundeskompetenzen zur Pravention von Padokriminalitat stillschweigend
wieder aus dem Entwurf. «Nicht alles, was wichtig ist, muss auf die Bundesebene
gehievt werden», begriindete Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) den
Entscheid, die Zustandigkeit bei den Kantonen zu belassen.

Ausfuhrlich diskutierte die Standekammer den Vorschlag ihrer Kommissionsmehrheit,
die Anwaltstarife von Pflichtverteidigerinnen und Pflichtverteidigern jenen von
Wahlverteidigerinnen und Wahlverteidigern anzugleichen. Dasselbe Anliegen war im
Nationalrat bereits hochkant gescheitert, von der RK-SR aber dennoch wieder
aufgenommen worden. Aus dem Erstrat hallte auch der Verdacht, die
Rechtsanwaéltinnen und -anwalte wollten sich damit einfach einen besseren Verdienst
sichern, noch nach. Fur eine solche Angleichung - und damit in vielen Kantonen
gegenuber heute massiv hdohere Entschadigungen fur die amtliche Verteidigung -
spreche die Gefahr einer Zweiklassenjustizz Wenn amtliche Verteidigerinnen und
Verteidiger aufgrund der tiefen Entschadigung nur einen Minimalaufwand fur das
Mandat leisteten, gerate das zum Nachteil der Beschuldigten, die sich keinen privaten
Rechtsanwalt leisten konnten, argumentierte Kommissionssprecher Daniel Jositsch.
Demgegentber wurden von Justizministerin Karin Keller-Sutter sowie von ablehnenden
Stimmen aus dem Rat die erheblichen Mehrkosten flr die Kantone - zu denen sich die
Kantone notabene gar nicht hatten dussern kénnen, weil die Neuerung nicht Teil der
Vernehmlassung gewesen war - ins Feld geflihrt. Die amtliche Verteidigung werde heute
vom Gemeinwesen entschadigt und sofern die vertretene Person diesen staatlichen
Vorschuss nicht zurtickzahlen kann, letztlich aus Steuergeldern bezahlt, erklarte etwa
Werner Salzmann (svp, BE). Mit 24 zu 16 Stimmen folgte der Stadnderat zwei
gleichlautenden Einzelantrédgen Juillard (cvp, JU) und Salzmann und liess es beim
geltenden Recht bewenden.

Kernpunkt der Debatte war auch in der kleinen Kammer die vom Bundesrat
vorgesehene und vom Nationalrat abgelehnte Einschrankung der Teilnahmerechte. Den
bundesratlichen Vorschlag bezeichnete auch der standeratliche Kommissionssprecher
Jositsch als «Fehlkonstruktion». Wenn die beschuldigte Person so lange von einer
Einvernahme ausgeschlossen werden kdnne, als sie sich selber nicht materiell gedussert
habe, wirde damit ein indirekter Zwang auf sie ausgelbt, sich zu dussern, was im
Widerspruch zum Aussageverweigerungsrecht stehe. Nichtsdestotrotz bestehe hier ein
Problem, weil mehrere Beschuldigte ihre Aussagen leicht einander anpassen kénnten,
wenn sie immer gleich von Anfang an wissten, was die Mitbeschuldigten aussagten. Die
Kommission habe deshalb von einer Arbeitsgruppe, in der die Anwaltschaft, die
Staatsanwaltschaft, die Wissenschaft und das Bundesamt flr Justiz vertreten waren, ein
neues Konzept ausarbeiten lassen. Dieses sah vor, dass eine beschuldigte Person nur
von der ersten Einvernahme einer mitbeschuldigten Person ausgeschlossen werden
kann, und das nur solange sie selber noch nicht einvernommen worden ist. Im Sinne
eines Kompromisses nahm die Standekammer diesen Vorschlag mit 27 zu 16 Stimmen
an.

Zurtck zur Formulierung des Bundesrates kehrte die Kantonskammer bei den
Voraussetzungen fur Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr,
sodass eine «ernsthafte und unmittelbare Gefahr» statt nur eine «ernsthafte Gefahr»
der Wiederholung verlangt wird. Ebenfalls nahm der Standerat das Beschwerderecht flr
die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts wieder in die
Vorlage auf, das vom Nationalrat gestrichen worden war. Damit werde die heutige
bundesgerichtliche Praxis im Gesetz festgeschrieben, betonte Kommissionssprecher
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Jositsch und erklarte, es sei gar nicht klar, was die Streichung fur rechtliche Folgen
habe, weil das Bundesgericht solche Beschwerden bereits heute zulasse, ohne dass es
einen entsprechenden Gesetzesartikel gebe.

Auch bei den DNA-Profilen schwenkte die kleine Kammer auf die Linie des Bundesrates
zurlck. Damit durften DNA-Profile, wenn sie zur Aufklarung der Anlasstat fur das
gegenwartige Verfahren nicht notwendig sind, nur erstellt werden, wenn «konkrete
Anhaltspunkte» bestehen, dass die beschuldigte Person noch andere Verbrechen oder
Vergehen verlbt haben koénnte. Dem Nationalrat hatte hier das Vorliegen einer
«gewissen Wahrscheinlichkeit» gentgt. Die Stdndekammer entschied sich mit 31 zu 13
Stimmen fur die bundesratliche Version. Darlber hinaus hatte der Bundesrat die
Erstellung eines DNA-Profils auch ermoglichen wollen, wenn «erhebliche und konkrete
Anhaltspunkte bestehen, dass die Person kiinftig Delikte von einer gewissen Schwere
begehen kénnte», wie die Justizministerin erlauterte. Diese Mdglichkeit fir DNA-Profile
aufgrund der Annahme kinftiger Delikte hatte der Nationalrat ganzlich abgelehnt; der
Sténderat fuhrte sie mit 22 zu 21 Stimmen bei einer Enthaltung wieder ein.

Ebenso wenig begeistern konnte sich die Standekammer flr das vom Erstrat neu in die
StPO eingefligte Konzept der restaurativen Gerechtigkeit («justice restaurative»). Die
Art Mediationsverfahren stelle aus Sicht der Kommission zwar «eine interessante
Erganzung des Strafverfahrens» dar, der Entwurf des Nationalrats sei aber
unausgegoren, so Daniel Jositsch. Uberdies musste dieses Verfahren von den Kantonen
umgesetzt werden, weshalb diese zuerst konsultiert werden mussten. Die Kommission
erachtete es daher als angebracht, die Bestimmung aus dem Entwurf zu streichen und
in einer separaten Vorlage zu behandeln; zu diesem Zweck habe sie bereits eine
Kommissionsmotion (Mo. 21.4336) eingereicht. Der Stdnderat folgte seiner Kommission
in dieser Frage stillschweigend und strich die betreffenden Bestimmungen wieder aus
der Vorlage.

Fur das Strafbefehlsverfahren hatte der Bundesrat vorgesehen, dass die beschuldigte
Person von der Staatsanwaltschaft zwingend einvernommen werden muss, wenn ihr
eine unbedingte Freiheitsstrafe droht. Der Nationalrat hatte auf diese
Einvernahmepflicht verzichten wollen, der Standerat rlckte aber auch hier auf die
bundesratliche Linie zurlck und lehnte zwei Einzelantrége fur andere Regelungen
deutlich ab. In der Gesamtabstimmung nahm die Kantonskammer den Entwurf mit 29 zu
9 Stimmen bei 3 Enthaltungen an und schrieb die Motionen 09.3443, 11.3223, 11.3911,
12.4077 und 14.3383 stillschweigend ab. Im Gegensatz zum Nationalrat, der «ein grosses
Ohr flur die Rechtsanwélte» habe, habe der Sténderat die Interessen der
Strafverfolgungsbehdrden wieder starker in den Entwurf eingebracht, kommentierte
die NZz."

Nachdem die Rate unterschiedliche Urteile Uber die Unterstitzungswurdigkeit der St.
Galler Standesinitiative flr die Aufhebung der Verjahrungsfrist fiir die schwersten
Verbrechen gefallt hatten, prufte die RK-SR das Anliegen im Oktober 2021 zum zweiten
Mal. Sie blieb bei ihrem Standpunkt und empfahl die Initiative mit 8 zu 5 Stimmen ein
zweites Mal zur Ablehnung, wahrend die Minderheit wiederum Folgegeben beantragte.
Im Stédnderatsplenum in der Wintersession 2021 schloss Minderheitssprecher Daniel
Jositsch (sp, ZH) sein Votum mit der Feststellung, dass die Zeit heute auf der Seite der
Mérderinnen und Morder sei; die Standesinitiative wolle dagegen, dass die Zeit auf der
Seite der Opfer sei. Auf der Gegenseite argumentierte Beat Rieder (mitte, VS), es sei ein
«Marchen, dass Cold Cases nach dreissig, vierzig Jahren aufgeklart werden kénnten».
Mathias Zopfi (gp, GL) flgte an, es sei fast unmoglich, nach so langer Zeit einen Mord zu
beweisen, weil es fur die Qualifizierung einer Totung als Mord eine Absicht, ein Motiv
brauche, was mit einer DNA-Spur nicht nachgewiesen werden kénne. Am Ende einer
engagierten Debatte gab die Standekammer der Standesinitiative mit 21 zu 20 Stimmen
knapp Folge. Die zustdndige Kommission wird nun eine entsprechende Gesetzesvorlage
ausarbeiten. ™

Weil sich in der Wintersession 2021 beide Rate wenig kompromissbereit zeigten,
mindete die Differenzbereinigung bei der Harmonisierung der Strafrahmen in eine
Einigungskonferenz. Einzig die Differenzen zu den Bancomatensprengungen und zur
Verjahrung im Verwaltungsstrafrecht konnten vorher ausgerdumt werden. Bei Ersterem
beugte sich der Standerat dem Willen seiner Schwesterkammer und stimmte der
Aufnahme einer speziell auf Bancomatensprengungen zugeschnittenen Qualifikation in
Art. 139 StGB zu. Bei Letzterem einigte man sich darauf, die aufgeworfenen Fragen
nicht an dieser Stelle, sondern im Rahmen der vom Bundesrat angekindigten Revision
des Verwaltungsstrafrechts zu klaren. Bis zum Schluss umstritten blieben dagegen die
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Parallelitdt von Geld- und Freiheitsstrafen sowie die Strafdrohung fir Gewalt und
Drohung gegen Behdrden und Beamte.

Der Sténderat stellte sich auf den Standpunkt, es sei in der juristischen Praxis
unbestritten, dass eine Mindestgeldstrafe von beispielsweise 30 Tagessatzen auch
immer eine Mindestfreiheitsstrafe von 30 Tagen bedeute, weshalb er diese Parallelitat
mehrheitlich ausdrucklich im Gesetz festhalten wollte. Die Mehrheit im Nationalrat sah
in dieser Anderung jedoch einen Eingriff in den richterlichen Ermessensspielraum und
lehnte sie deshalb ab. Die Argumentation des Nationalrates bekraftigte die
stéanderéatliche Mehrheit indessen in ihrer Meinung, dass es wichtig sei, die Parallelitat
im StGB niederzuschreiben. Stdnderat Andrea Caroni (fdp, AR) beflirchtete, wenn man
darauf verzichte, kdnnte dieser Entscheid klinftig dahingehend ausgelegt werden, dass
das Parlament die Parallelitéat an sich verneint habe, was ja aber nicht der Fall sei -
zumindest nach Ansicht des Standerates und des Bundesrates. Die Einigungskonferenz
beantragte schliesslich mit 13 zu 11 Stimmen, dem Beschluss des Standerates zu folgen
und die Parallelitdt von Mindestgeld- und -freiheitsstrafen explizit im StGB zu
verankern.

Bei Gewalt und Drohungen gegen Behdérden und Beamte sprach sich der Stéanderat
mehrheitlich flr eine Strafverscharfung gegenlber dem geltenden Recht aus, indem er
die Freiheitsstrafe zur Regel machen und Geldstrafen nur noch in Bagatellfallen
zulassen wollte. Eine Verscharfung bei diesem Tatbestand sei nicht zuletzt von
verschiedenen Kantonen gefordert worden, argumentierte Daniel Jositsch (sp, ZH) als
Sprecher der RK-SR. Die Nationalratsmehrheit wollte hingegen am geltenden Recht
festhalten und die Freiheitsstrafe alternativ zur Geldstrafe vorsehen, weil sie auch hier
nicht in den richterlichen Ermessensspielraum eingreifen wollte. Ein Einzelantrag Bregy
(mitte, VS), der einen Konzeptionsfehler in der stdnderatlichen Variante korrigierte - in
der urspringlichen Formulierung des Standerates hatte in leichten Féllen immer eine
Geldstrafe ausgesprochen werden miussen, wahrend in der korrigierten Version in
leichten Fallen eine Geldstrafe ausgesprochen werden kann -, scheiterte in der grossen
Kammer am Stichentscheid von Ratsprasidentin Irene Kélin (gp, AG). Wenig
Uberraschend war es dann auch diese korrigierte Losung, die sich in der
Einigungskonferenz durchsetzen konnte.

Der Antrag der Einigungskonferenz wurde im Standerat mit 35 zu 1 Stimme bei 4
Enthaltungen gutgeheissen, im Nationalrat mit 122 zu 65 Stimmen. Dagegen stellten sich
die Fraktionen der SP und der Grunen. In den Schlussabstimmungen stimmte der
Stdnderat dem Entwurf zur Harmonisierung der Strafrahmen sowie jenem zur
Anpassung des Nebenstrafrechts an das gednderte Sanktionenrecht einstimmig (bei 4
bzw. 5 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion) zu. Der Nationalrat nahm die
Strafrahmenharmonisierung mit 96 zu 67 Stimmen bei 30 Enthaltungen an, wobei sich
die Ratslinke gegen die ihrer Ansicht nach zu weitgehenden Verscharfungen aussprach
und sich die SVP-Fraktion mehrheitlich der Stimme enthielt, weil sie die Vorlage als
«verwassert» (Andrea Geissbuhler/svp, ZH), d.h. zu wenig scharf, ansah. Der zweite
Entwurf zur Anpassung des Nebenstrafrechts passierte die Schlussabstimmung in der
grossen Kammer mit 123 zu 67 Stimmen bei 3 Enthaltungen.

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Anfang 2017 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zur Medicrime-Konvention,
einem internationalen  Ubereinkommen  zur  Bekdmpfung des illegalen
Arzneimittelhandels. Die Ubernahme dieser Norm bedeutete eine Anderung des HMG
sowie der StPO und hatte zum Ziel, den internationalen Informationsaustausch zu
verbessern, letztlich zum Gesundheitsschutz der Patientinnen und Patienten. Der
Bundesrat wollte sich im Zuge dieser Anpassungen auch offen halten, Massnahmen fur
den schweizerischen Arzneimittelmarkt einzufihren. Namentlich sollten auf den
Medikamentenpackungen Sicherheitsmerkmale angebracht werden, um die Echtheit
der Heilmittel Gberprifen zu kénnen. Dazu gehorte im Weiteren auch die magliche
Verpflichtung der Hersteller, die Packungen mit Siegeln zu versehen, damit gepruft
werden kann, ob sie bereits einmal gedffnet wurden. Bezlglich illegalen
Medikamentenhandels ging der Bundesrat von jahrlich bis zu 20'000
Arzneimittelsendungen in die Schweiz aus. Dieser eigentliche Schwarzmarkt wirde
hauptséchlich im Internet stattfinden, Uber das Ausland abgewickelt und bringe hohe
Gewinne ein. Daraus wirden erhebliche gesundheitliche Risiken erwachsen, da unklar
ist, ob die Dosierung und die Zusammensetzung der Bestandteile korrekt sind.
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Die Schweiz hatte das Abkommen bereits im Oktober 2011 unterzeichnet, in der EU war
es per Anfang 2016 in Kraft getreten. Mit dieser Botschaft galt es, dem Parlament die
Genehmigung und Umsetzung der damit notig werdenden Anpassungen in der
Bundesgesetzgebung zu beantragen.

Es handelte sich dabei um eine wenig umstrittene Angelegenheit.
Kommissionssprecherin Keller-Sutter (fdp, SG) beschrankte sich in ihrem Votum an den
Standerat, der sich zuerst mit der Vorlage befasste, vor allem auf die vorzunehmenden
Gesetzesanderungen, die jedoch marginal waren. Die hiesige Gesetzgebung erfille die
wichtigsten Anforderungen der Medicrime-Konvention bereits weitgehend und die vom
Bundesrat beantragten Neuerungen seien in der SGK mehrheitlich unbestritten
gewesen. Der Standerat sah keine Hindernisse und verabschiedete das Paket mit nur
einer Enthaltung einstimmig. 2°

Soziale Gruppen
Kinder- und Jugendpolitik

Lors de la session de printemps 2016, une méme initiative parlementaire a été
présentée au Conseil national par la députée agrarienne Natalie Rickli (udc, ZH) et aux
Etats par le sénateur socialiste Daniel Jositsch (ps, ZH). L'initiative exige des peines
planchers pour des actes d'ordre sexuel avec des mineurs, qui seraient différenciées
en fonction de I'age de la victime. Ainsi, tout acte de contrainte sexuelle serait puni
d'une peine privative de liberté d'une année minimum si la victime a moins de 16 ans, et
de deux années si elle a moins de 12 ans. De méme un viol serait selon la proposition
des deux parlementaires puni par une privation de liberté d'au moins deux ans sur une
victime de moins de 16 ans, et de trois si cette derniére est dgée de moins de 12 ans. A
noter que le code pénal actuel ne prévoit pas de peine plancher, a moins que les actes
se déroulent sous la contrainte d'une arme ou d'un objet dangereux, auquel cas les
coupables se voient menacés d'une peine de 3 ans au minimum, indifféeremment de
I'dge de la victime.
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